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Kommentar

Länderfusionen sind dringend 
nötig!

von Prof. Dr. Klaus F. Zimmermann *

In der Wirtschaftskrise rückt immer mehr der Staat als vermeindlich 
stabiler Retter in den Vordergrund. Dabei ist er dafür seit langem struk-

turell schlecht aufgestellt. Zum Abbau von Defiziten tagten in den letzten Jahren zwei 
Föderalismuskommissionen über eine Straffung der Verhältnisse zwischen dem Bund 
und den Ländern, aber auch zwischen den Ländern. 

Die bis jetzt gefundenen Reformen reichen aber bei weitem nicht aus. Auch angesichts 
der Demaskierung der Funktion der Landesbanken durch die Finanzkrise wollen die 
Länder nicht auf dieses teure Spielzeug verzichten. Ebenso muss den Regierungen 
mehr Spielraum für planvolles Handeln eingeräumt werden. Die Verlängerung der 
Parlamentsperioden auf sechs Jahre und die gleichzeitige Durchführung der Wahlen 
in den Bundesländern zur Mitte der Amtsperiode des Bundestages könnte eine nach-
haltigere Politik ermöglichen.

Als Kern einer Aktivierungsoffensive sollte allerdings die Zahl der Bundesländer deutlich 
reduziert werden. Durch Fusionen können leistungsstarke neue Länder entstehen, die 
durch Verwaltungskonzentration und Bürokratieabbau zu gesteigerter Effizienz kom-
men und über eine wirtschaftlich handlungsfähige und finanziell unabhängige Größe 
verfügen. Dabei müssten nach den Erfordernissen des Grundgesetzes geschichtliche 
und kulturelle Zusammenhänge, wirtschaftliche Zweckmäßigkeiten sowie die Erforder-
nisse von Raumordnung und Landesplanung berücksichtigt werden. Zur Durchführung 
wären ein Bundesgesetz und Volksabstimmungen erforderlich. 

Zwar gelang in Deutschland erst eine Länderfusion, die von Baden und Württemberg 
im Jahre 1952, deren letzte Ausläufer ich 1970 als Schüler noch miterleben durfte, als 
80 Prozent der Badener in einer Volksabstimmung für einen Verbleib bei Württemberg 
stimmten. Dagegen lehnte Brandenburg eine Fusion mit Berlin 2005 aus Angst vor 
den Schulden und der Übermacht der Hauptstadt ab. Weitsichtig war das nicht, denn 
der Erfolg Baden-Württembergs spricht für sich. 

Politisch sieht dies allerdings nach einem langwierigen und mühsamen Prozess aus, da 
der Gestaltungswille in den Parlamenten und die Mehrheiten in den Bevölkerungen der 
Länder gefunden werden müssen. Ein Nordstaat aus Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern, die Fusion von Berlin und Brandenburg, der Zusammen-
schluss von Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt, die Verbindung von Bremen und 
Niedersachsen und die Vereinigung von Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Hessen 
würden mit Baden-Württemberg und Bayern jedenfalls acht leistungsfähige Länder 
entstehen lassen können. Damit würde sich die Zahl der Bundesländer halbieren. Sollte 
in der gegenwärtigen großen Wirtschaftskrise die Reformbereitschaft der Bevölkerung 
dafür wachsen, dann sollte diese Chance unbedingt ergriffen werden.

* Prof. Dr. Klaus F. Zimmermann ist Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin). 
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